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Grußwort 

des Niedersächsischen  
Ministerpräsidenten

Am 1. November 2021 wird das Land Nieder-
sachsen 75 Jahre alt. Diesen besonderen An-
lass nutzt das Niedersächsische Landesarchiv 
zu einer Rückschau und bedient sich dabei 
der ihm anvertrauten schriftlichen Überliefe-
rung unseres Landes. Während es zum 70. 
Gründungsjubiläum eine Auswahl von 111 
Dokumenten zu 1.200 Jahren niedersächsi-
scher Geschichte präsentierte, lässt es in die-
sem Buch für eine breite Leserschaft die Ge-
schichte des 1946 gegründeten Bundeslandes 
Revue passieren.

Jeweils ausgehend von einem Schriftstück, 
einer Zeichnung, einer Karte oder einer Foto-
graphie werden in 75 fachkundigen Texten 
Ereignisse, Entwicklungen, Zusammenhänge 
und Schicksale der bewegten 75-jährigen Ver-
gangenheit Niedersachsens aus unterschied-
licher Perspektive und aus allen Teilen unse-
res Landes prägnant dargestellt. Wie auf einer 
Entdeckungsreise gewinnen die Leserin und 
der Leser immer wieder andere interessante 
Einblicke in die Vergangenheit, die sich am 
Ende zu einem facettenreichen Bild des Lan-
des Niedersachsens und seiner Regionen zu-
sammensetzen.

Um Vergangenes bewerten und daraus 
Schlussfolgerungen für Gegenwart und Zu-
kunft ziehen zu können, bedarf es zuverlässi-
ger Quellen. Das Niedersächsische Landesar-
chiv hat den gesetzlichen Auftrag, das gesamte 
historisch und rechtlich bedeutsame schrift-
liche Erbe des Landes Niedersachsen und sei-
ner Vorgängerterritorien aus fast 1.200 Jahren 
zu bewahren. Durch die Bewertung angebote-

ner, zunehmend digitaler Unterlagen von Jus-
tiz und Verwaltung und die Übernahme des 
archivwürdigen Teils bilden Archivarinnen 
und Archivare eine verlässliche und aussage-
kräftige Überlieferung. Indem das Landesar-
chiv diese schriftlichen Originalquellen dau-
erhaft verwahrt und für Bürgerinnen und 
Bürger zugänglich macht, schafft es die Vor-
aussetzung für eine zuverlässige Erinnerung 
und für eine kritische Auseinandersetzung 
mit dem Vergangenen. Die Niedersächsische 
Landesregierung ist sich der Bedeutung dieses 
Auftrags in besonderer Weise bewusst, gehört 
doch die Niedersächsische Archivverwaltung 
mit ihrer ressortübergreifenden Verantwor-

Ministerpräsident Stephan Weil.
Bildnachweis: Niedersächsische Staatskanzlei / Holger 
Hollemann
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tung seit der Gründung des Landes zum Ge-
schäftsbereich der Niedersächsischen Staats-
kanzlei.

Es freut mich sehr, dass im Jubiläumsjahr 
ein gleichermaßen informativer wie kurz-
weiliger Rückblick auf die Geschichte unse-
res Bundeslandes erscheint. Ich danke den 
Herausgebern für die Konzeption des Buches 
und für ihr Engagement bei deren Umset-
zung. Mein Dank gilt zudem allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Niedersächsi-

schen Landesarchivs, die sich an diesem 
Buchprojekt beteiligt haben. Dem Buch 
wünsche ich, dass es viele interessierte Lese-
rinnen und Leser findet und zur Auseinan-
dersetzung mit der niedersächsischen Ge-
schichte beiträgt.

Hannover, im Januar 2021

Stephan Weil 
Niedersächsischer Ministerpräsident



9

Vorwort 

der Herausgeber

Das Niedersächsische Landesarchiv präsen-
tiert mit dem vorliegenden Buch wichtige, 
überwiegend noch unbekannte Dokumente 
zur Geschichte Niedersachsens als Beitrag 
zum 75. Geburtstag des Landes. Archivarin-
nen und Archivare haben aussagekräftige 
und spannende Quellen herausgesucht, die 
die Entwicklung unseres Bundeslandes wi-
derspiegeln und im besten Falle weitere For-
schungen anregen.

Im Landesarchiv werden fast 100 laufende 
Kilometer Archivgut zu dem Zweck aufbe-
wahrt, für Justiz und Verwaltung, für For-
schung und Lehre und für alle Bürgerinnen 
und Bürger authentische Quellen zur Verfü-
gung zu stellen. Die bis ins 9. Jahrhundert 
zurückreichende Überlieferung wird konti-
nuierlich durch Übernahmen aus Justiz und 
Verwaltung und ergänzend durch archivwür-
diges Schriftgut aus privater Hand bis in die 
jüngste Vergangenheit fortgeführt. Deshalb 
finden sich im Niedersächsischen Landesar-
chiv in den Abteilungen Aurich, Bückeburg, 
Hannover, Oldenburg, Osnabrück, Stade und 
Wolfenbüttel nicht nur mittelalterliche Ur-
kunden oder frühneuzeitliche Amtsbücher, 
sondern gerade auch Unterlagen zur jünge-
ren niedersächsischen Geschichte. Neben der 
Erschließung, Auskunftserteilung und Be-
reitstellung gehört es auch zu den Aufgaben 
des Landesarchivs, in eigenen Publikationen 
die Archivbestände auszuwerten und vor al-
lem auf das Potential dieser Quellen für be-
stimmte Fragestellungen aufmerksam zu ma-
chen. 

Zum 70. Landesgeburtstag 2016 präsen-
tierte das Landesarchiv ein Buch mit 111 Do-
kumenten zu fast 1.200 Jahren niedersächsi-
scher Geschichte. Was lag also näher, als zum 
75-jährigen Jubiläum des Landes Niedersach-
sen die Geschichte des Bundeslandes seit 
1946 in den Mittelpunkt einer Darstellung zu 
rücken? Die mehr als 40 Autorinnen und 
Autoren wählten aus der Fülle an Material 
aussagekräftige, ansprechende oder unge-
wöhnliche Dokumente aus. Dabei ging es ne-
ben der plakativen Wirkung und ästhetischen 
Anziehungskraft eines Schriftstücks, eines 
Fotos, einer Karte, einer Zeichnung oder 
eines Plakats vor allem um deren inhaltliche 
Bedeutung. Die ausgewählten Archivalien 
stehen für menschliche Schicksale sowie be-
deutende Ereignisse und Entwicklungen in 
der Geschichte des Bundeslandes und seiner 
Regionen. In Verbindung mit weiteren Quel-
len und eingeordnet in den historischen Kon-
text werden anhand der präsentierten Doku-
mente Schlaglichter auf die vielfältigen 
Veränderungen von Gesellschaft, Politik, 
Wirtschaft und Kultur in Niedersachsen ge-
worfen. Damit ist eine Annäherung in Ein-
zelbeiträgen intendiert, ausdrücklich keine 
Gesamtschau. Gleichzeitig eröffnet die ge-
wählte Darstellungsform die Möglichkeit, 
eine breite Palette an Themen anzubieten: 
von der schwierigen Nachkriegszeit über 
strukturelle und gesellschaftliche Wand-
lungsprozesse bis hin zu den Auswirkungen 
der Wiedervereinigung und aktuellen Frage-
stellungen.
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Es liegt in der Natur der Sache, dass nicht 
alle Aspekte der 75-jährigen Geschichte un-
seres Landes berücksichtigt werden konnten. 
Zudem sei angemerkt, dass die Quellen der 
jüngsten Vergangenheit vielfach noch nicht 
in das Landesarchiv gelangt sind, weil nach 
dem Niedersächsischen Archivgesetz Schrift-
gut erst dreißig Jahre nach der letzten inhalt-
lichen Bearbeitung abgegeben werden muss. 
Doch reicht der Reigen der gezeigten Doku-
mente von dem Gutachten des späteren, ers-
ten Niedersächsischen Ministerpräsidenten 
Hinrich Wilhelm Kopf vom 1. April 1946, das 
die Grundlage für die Bildung des Landes 
Niedersachsen darstellt, bis zum Niedersäch-
sischen Gleichberechtigungsgesetz vom 
9. Dezember 2010. Bei jedem Einzelbeitrag 
werden die benutzten Archivalien und eine 
Auswahl der verwendeten Literatur nachge-
wiesen. Zitate aus den abgebildeten Archiva-
lien sind in den Texten kursiv gesetzt. Für den 
Abdruck einzelner Stücke bedurfte es einer 

besonderen Genehmigung. Die Herausgeber 
bedanken sich an dieser Stelle bei allen Pri-
vatpersonen, Firmen und Einrichtungen für 
die erteilte Nutzungsgenehmigung. Ein herz-
licher Dank gilt allen Kolleginnen und Kolle-
gen im Niedersächsischen Landesarchiv, die 
aktiv an diesem Band mitgewirkt haben. 
Ohne sie hätte dieses Buch nicht geschrieben 
werden können. Gedankt sei auch Regina 
Rößner für die Erstellung der Register und 
die redaktionelle Hilfe. Der Stiftung Nieder-
sachsen gebührt ein besonderer Dank für die 
großzügige finanzielle Unterstützung bei der 
Drucklegung. Abschließend danken wir dem 
Wallstein Verlag, insbesondere Herrn Jan 
Philipp Bothe, für die fachkundige und um-
sichtige Herstellung dieses Buches.

Hannover, im Januar 2021 
Sabine Graf 

Gudrun Fiedler 
Michael Hermann 
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Abb. 1: Das »Kopf-Gutachten«, erstmals am 1. April 1946 vorgelegt, hier die erste Seite der 
Fassung vom 1. Juni 1946 (NLA BU L 4 Nr. 667).
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 1 Niedersachsen begründen
 Das »Kopf-Gutachten« 1946 und der Weg  

zum Land Niedersachsen

Das Bundesland Niedersachsen wurde am 
8. November 1946 gegründet. Der Begriff 
»niedersächsisch« reicht bis ins Spätmittelal-
ter zurück. Er diente zunächst der Unter-
scheidung des nördlichen sächsischen Ge-
biets vom südöstlich gelegenen »Obersachsen«, 
ab dem 16. Jahrhundert gab es auch einen 
Niedersächsischen Reichskreis. Doch waren 
dies vage Bezeichnungen eines Gebiets, ohne 
eine tiefere politische Bedeutung. 

Als politischer Begriff wurde »Nieder-
sachsen« im 19. Jahrhundert gewissermaßen 
neu erfunden. Wie der aufkommende deut-
sche Nationalstaatsbegriff unabhängig von 
bestehenden Territorien entstand, so suchte 
und betonte auch der Niedersachsenbegriff 
nun Gemeinsamkeiten, die mit den dynas-
tischen Entwicklungen der norddeutschen 
Gebiete nichts zu tun hatten. Als 1866 das bis 
dahin von Welfen regierte Königreich Han-
nover von Preußen annektiert wurde und 
Hannover damit seine Selbstständigkeit ver-
lor, bekam der Niedersachsengedanke teil-
weise eine stark »welfische« Prägung. Denn 
nun vermischte sich die Schaffung einer his-
torisch motivierten Raumutopie mit dem 
Wunsch nach einer Rückkehr zur alten 
Selbstständigkeit. Um 1900 nahm sich die 
neue Heimatbewegung des Niedersachsen-
gedankens an. Seit 1895 erschien die Zeit-
schrift »Niedersachsen«, 1901 wurde der 
»Heimatbund Niedersachsen« gegründet. 
Die Vorstellung eines »Niedersachsen« wur-
de nun gefüllt mit der Rekonstruktion eines 
Sachsenstammes und dessen angeblich über-

kommenen Charaktereigenschaften wie na-
turverhaftet, bedächtig, konservativ, eben auch 
»sturmfest und erdverwachsen«, wie es dann 
im Niedersachsenlied (1926) hieß. 

In den 1920er Jahren bekam Niedersachsen 
im Zuge der Reichsreformüberlegungen all-
mählich auch räumliche Konturen – die aller-
dings von Anfang an umstritten waren. 1925 
wurde die »Wirtschaftswissenschaftliche Ge-
sellschaft zum Studium Niedersachsens« ge-
gründet. Ihr Geschäftsführer Kurt Brüning 
legte in einer Denkschrift »Niedersachsen im 
Rahmen der Neugliederung des Reichs« (1929 
und 1931) die Vorteile einer Territorialreform 
für die Wirtschaft dar, der Landeshistoriker 
Georg Schnath, seit 1928 Archivar am Staats-
archiv Hannover, entwickelte die historische 
Begründung eines einheitlichen Raumes Nie-
dersachsen. Aus dem Freistaat Oldenburg und 
aus Westfalen reagierte man darauf mit eige-
nen Denkschriften und wies Gebietsansprü-
che eines angedachten Niedersachsen zurück. 

Mit der Schaffung des NS-Staates 1933 
und dem starken Einfluss der von den staat-
lichen Verwaltungsgrenzen unabhängigen 
NSDAP-Gaue bekam die Auseinanderset-
zung eine eifersüchtig-machtpolitische Note: 
Bald verbot der Oldenburger NSDAP-Gau-
leiter Carl Röver gar, den Begriff »Nieder-
sachsen« überhaupt zu gebrauchen. Zugleich 
fror die Konzentration des NS-Staates auf 
den angestrebten Eroberungskrieg jegliche 
Diskussion über die (längst überfälligen) 
Territorialreformen gewissermaßen ein und 
vertagte sie auf die Zeit nach dem »Endsieg«.
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Im Frühjahr 1945 befand sich der spätere, 
erste Niedersächsische Ministerpräsident Hin-
rich Wilhelm Kopf auf der Flucht aus Schlesi-
en in seine norddeutsche Heimat eher zufäl-
lig in der Nähe Hannovers. Kopf war 
studierter Jurist und hatte als SPD-Politiker 
einige politisch-administrative Ämter wahr-
genommen (u. a. Landrat des Kreises Land 
Hadeln), bis er 1933 infolge der Machtüber-
nahme der NSDAP den öffentlichen Dienst 
verlassen musste. Während des Krieges war 
Kopf als Vermögensverwalter im besetzten 
Polen an der Enteignung und Aussiedlung 
der polnischen und polnisch-jüdischen Bevöl-
kerung beteiligt. Von der Britischen Militär-
regierung wurde Kopf zunächst am 1. Mai 
1945 zum Präsidenten des Regierungsbezirks 
Hannover und am 19. September zum Ober-
präsidenten der Provinz Hannover ernannt. 
Aufgrund seiner scheinbar tadellosen Ver-
gangenheit in der NS-Zeit war Kopf nun un-
geachtet seiner verantwortlichen Mitwirkung 
an NS-Verbrechen ganz unerwartet in eine 
Schlüsselposition gerückt.

Den Briten ging es im Sommer 1945 zu-
nächst darum, im nordwestdeutschen Raum 
eine leistungsfähige Verwaltung mit unbe-
lasteten und kompetenten deutschen An-
sprechpartnern aufzubauen. Kopf verfolgte 
als Oberpräsident von Anfang an den Nie-
dersachsengedanken. Schon einen Aufruf an 
seine Mitarbeiter im Regierungspräsidium 
Hannover schloss er Ende Mai 1945 mit dem 
Ausruf »Gott schütze Niedersachsen!«. Zu-
nächst drängte er die Briten, die (ehemals 
preußische) »Provinz Hannover« nun als ein 
»Land« anzuerkennen und damit auf eine 
institutionelle Ebene mit Oldenburg und 
Braunschweig zu heben, hatte damit aller-
dings erst im August 1946 Erfolg. Parallel 
betrieb er die Umbenennung des von den 
Engländern eingesetzten Gebietsrates Han-
nover-Oldenburg-Braunschweig in »Gebiets-
rat Niedersachsen« mit der (kühnen) Be-

hauptung, dies sei ein gewohnter Begriff für 
die Bevölkerung.

Für die Begründung des angestrebten Lan-
des Niedersachsen griff Kopf auf Brüning 
und dessen Denkschrift zurück, die er seit 
1929 kannte. Im sogenannten »Kopf-Gutach-
ten« (Abb. 1), das erstmals am 1. April 1946 
vorgelegt wurde, ist deutlich Brünings Duk-
tus erkennbar. Niedersachsen wird dort als 
vielfach begründeter »organischer Raum« 
bezeichnet, »als in der Gegenwart begründe-
tes reales Gebilde, das lediglich noch nicht 
den letzten administrativen Ausdruck als all-
gemeiner Verwaltungsbezirk erfahren hat.« 
Dem Gutachten ist an vielen Stellen deutlich 
anzumerken, dass es aus hannoverscher Per-
spektive geschrieben wurde. Oldenburg wird 
charakterisiert als »wie ein Pfahl im Fleisch 
Hannovers sitzend« und als finanziell abhän-
gig von Hannover beschrieben. Es wird auf 
eine aggressive Ausdehnungspolitik Olden-
burgs während der NS-Zeit verwiesen (»An-
nexion der hannoverschen Regierungsbezir-
ke Aurich und Osnabrück«) und sowohl 
Oldenburg wie auch Braunschweig wird die 
relativ frühe Machtübernahme der NSDAP 
angelastet. Über Schaumburg-Lippe heißt es, 
der westfälische NS-Gauleiter habe es »we-
gen seiner vorwiegend nordischen Bevölke-
rung« für seinen Gau benötigt, »weil dessen 
dunkelfarbige Bevölkerung keinen guten 
Nachwuchs für die Parteiämter ergeben kön-
ne.« Mit solchen zweifelhaften, aber wirksa-
men Anekdoten versuchte Kopf Stimmung 
zu machen. Die territorialen Vorstellungen 
der Niedersachsenfreunde um Kopf waren 
ausgreifend: In der Fassung des Gutachtens 
vom 1. Juni werden auch Bremen, Lippe 
(-Detmold), Minden, Lübbecke, Tecklenburg, 
Bielefeld und Herford zum niedersächsischen 
Raum hinzugezählt. In dieser allerersten Fas-
sung war sogar der Verzicht auf die Regie-
rungsbezirke als Mittelebene vorgesehen.

Wie schon vor dem Krieg wurde der Nie-
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dersachsengedanke auch jetzt noch aufgrund 
seiner welfischen Einflüsse vor allem im 
Westen – in Oldenburg, Ostfriesland und 
Emsland – kritisch gesehen, eher als Aus-
druck eines welfisch-hannoverschen Ausgrei-
fens. In Oldenburg plädierte Ministerpräsi-
dent Theodor Tantzen mit braunschweigischer 
Unterstützung für eine Dreiteilung: ein Land 
Weser-Ems (mit Oldenburg, Bremen, Ost-
friesland und Osnabrück) neben den Ländern 
Hannover und Braunschweig. Dazu konnte 
es aber schon deshalb nicht kommen, weil die 
Briten die Zahl der Länder begrenzen woll-
ten. Zudem war man sich in Oldenburg über 
den künftigen Gebietszuschnitt weniger einig 
als in Hannover und hatte die Rechnung 
ohne das Selbstständigkeitsstreben der Han-
sestadt Bremen gemacht.

Der kleine Freistaat Schaumburg-Lippe 
war der vierte, bis dahin selbstständige Staat, 

der Bestandteil des neuen Landes Nieder-
sachsen wurde. Vor 1945 zum NS-Gau West-
falen-Nord gehörend, wurde hier zunächst 
im Juni 1945 der lippische Landespräsident 
Drake als Landespräsident eingesetzt. Die 
Aufgabe der politischen Selbstständigkeit 
war seit den 1920er Jahren überfällig. Nun 
schien eine Angliederung an Lippe oder 
Westfalen zu drohen, doch wirtschaftlich 
orientierte Kreise in Schaumburg-Lippe be-
mühten sich erfolgreich um eine Anbindung 
an Hannover. Im Kopf-Gutachten wurde ei-
gens darauf verwiesen, wie schnell Hannover 
im Vergleich zu Münster aus Schaumburg-
Lippe zu erreichen ist und dass die Region 
1933 von Münster »annexated« wurde 
(Abb. 2). Am 20. Mai 1946 wurde Schaum-
burg-Lippe zunächst unter formaler Beibe-
haltung der staatlichen Selbstständigkeit der 
Provinz Hannover angegliedert. Am Kräfte-

Abb. 2: Kartenskizze, mit der die Nähe Schaumburg-Lippes zu Hannover deutlich gemacht wird. 
Anlage des »Kopf-Gutachtens« (NLA BU L 4 Nr. 667).



Abb. 3: Verordnung Nr. 55 (Amtsblatt der Militärregierung Deutschland Britisches Kontrollgebiet No. 
15, S. 341).
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messen um den Zuschnitt des Landes nahm 
Schaumburg-Lippe also nicht teil.

Zum 17. September 1946 wurde das über-
arbeitete »Kopf-Gutachten« noch einmal 
vorgelegt, zunächst dem Sonderausschuss 
des Zonenbeirats und schließlich am 20. Sep-
tember dem Zonenbeirat selbst auf einer Sit-
zung in Hamburg. Dort erhielt das Doku-
ment nun bei der Abstimmung zwei Drittel 
der Stimmen und wurde zur Grundlage für 
die Bildung des Landes Niedersachsen. Aller-
dings wurden (außer in Schaumburg-Lippe) 
die Gebietsansprüche gegen Westfalen nicht 
durchgesetzt. Am 25. Oktober baten die Mi-
nisterpräsidenten von Hannover, Braun-
schweig und Oldenburg die Militärregierung 
in einem gemeinsamen Schreiben, nun ein 
Gesetz zur Bildung des Landes Niedersach-
sen zu erlassen. Daraufhin wurde das Land 
Niedersachsen am 8. November 1946 mit der 
Verordnung Nr. 55 der Militärregierung 
rückwirkend zum 1. November gegründet 
(Abb. 3). Auf der dritten und letzten Sitzung 

des (ernannten) hannoverschen Landtages 
am 8. Dezember konnte Hinrich Wilhelm 
Kopf erklären, es gehe nun ein lang gehegter 
Wunsch der Niedersachsen in Erfüllung. Am 
folgenden Tag trat ein ernannter Landtag des 
Landes Niedersachsen im hannoverschen 
Neuen Rathaus zu seiner ersten Sitzung zu-
sammen.

Der Gründung des neuen Landes im No-
vember 1946 musste nur noch eine »innere 
Landesgründung« folgen, eine Verankerung 
des Landes in den Köpfen und Herzen der 
Bewohner.

Stefan Brüdermann
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Abb. 1: Anweisung zur Hausversorgung mit Torfbrand für die Saison 1946 /47 vom 15. April 1946 
(NLA AU Rep. 246 Nr. 58).
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 2 »Für Haushaltszwecke steht keinerlei 
Kohle zur Verfügung«

 Die Hausbrandverordnung in Ostfriesland durch die Selbst- 
hilfegemeinschaft »Torfaktion«

Die ersten Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg 
bis zur Währungsreform waren geprägt von 
großem Mangel, der alle grundlegenden Le-
bensbereiche betraf. So hatte sich die 1945 
bereits abzeichnende Ernährungskrise im 
Folgejahr zu einer Ernährungskatastrophe 
entwickelt. Es fehlte an Arbeitskräften, die 
Nahrungsmittelproduktion sank dramatisch, 
gleichzeitig mussten große Ströme von 
Flüchtlingen und Vertriebenen zusätzlich 
versorgt werden. Niedersachsen war zudem 
im Rahmen des Nahrungsmittelausgleichs 
verpflichtet, landwirtschaftliche Erzeugnisse 
an andere Länder der Bizone, insbesondere 
Nordrhein-Westfalen, zu liefern. Gleichzeitig 
stagnierte die sich zunächst langsam erholen-
de Wirtschaft im Frühjahr 1947 und führte 
zu einer »Lähmungskrise«, wie Schneider 
und Abelshauser es ausdrückten. Hinzu ka-
men massive Engpässe im Transportbereich, 
die eine Versorgung mit Ersatzteilen, Ma-
schinen, Rohstoffen und Brennstoff fast un-
möglich machten. Der extrem harte Winter 
1946 /47 verschärfte die ohnehin schon kri-
senhafte Lage. Bereits im November 1946 
sanken die Temperaturen zeitweise deutlich 
unter Null, im Januar / Februar 1947 folgten 
weitere länger anhaltende Kältewellen.

Da absehbar war, dass die Kohleproduktion 
in der Bizone bei Weitem nicht ausreichen 
würde, die Industrie, geschweige denn die pri-
vaten Haushalte zu versorgen, legte die Briti-
sche Militärregierung Anfang des Jahres 1946 
fest, dass »Brennstoffe in erster Linie für die 
Bezirke zum Einsatz kommen, in denen sie 

gewonnen werden«. Dies bedeutete für den 
Regierungsbezirk Aurich, der über keinerlei 
Kohlevorkommen verfügte und deshalb mit 
einer Zuteilung nicht rechnen konnte, auf al-
ternative Energieträger zurückgreifen zu 
müssen. Dafür bot sich die Intensivierung der 
seit Jahrhunderten in dieser Region betriebe-
nen Form der Brennstoffgewinnung durch 
Torfabbau an. Im April folgte die Anordnung, 
dass die entsprechenden Arbeiten »im Wege 
einer von der Bevölkerung selbst durchge-
führten Selbsthilfeaktion, der Torfaktion, zu 
geschehen« habe. Die Hauptverantwortung 
für Organisation und Durchführung lag beim 
Regierungspräsidenten, der dafür allerdings 
keine staatlichen Mittel aufwenden durfte. 
Um die Aktion zu finanzieren, sollten deshalb 
die Einwohner Ostfrieslands sogenannte 
Torf lizenzen erwerben, die ihnen die Arbeit 
auf einem zugewiesenen Torfstich bzw. über-
haupt den Torfabbau erlaubten. Eine Lizenz 
kostete 1946 zwei Reichsmark, 1947 waren es 
drei Reichsmark und nach der Währungsre-
form 50 Pfennig. Mit der öffentlichen Be-
kanntmachung (Abb. 1) informierte der Re-
gierungspräsident die Öffentlichkeit, dass mit 
einer Zuteilung von Kohle oder Holz für den 
Hausbrand nicht zu rechnen und stattdessen 
ausschließlich Brenntorf zu nutzen sei. Und 
dieser sollte von jedermann, der irgendwie 
die Möglichkeit dazu hat, selbst gewonnen 
werden. Weiter hieß es dort: Die Militärre-
gierung erwartet, daß die Zivilbevölkerung 
alles tut, um selbst tatkräftig an der Versor-
gung mit Torf mitzuarbeiten. Jedermann hat 
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es durch seinen Fleiß in der Hand, seine 
Hausbrandnotlage zu überwinden. 

Vom Beginn der Torfaktion im April 1946 
bis Mitte Juni desselben Jahres hatte man 
knapp 60 Prozent des errechneten Haus-
brandbedarfs produziert, davon 197.000 Ton-
nen per Handstich, mit maschineller Unter-
stützung hingegen nur 38.445 Tonnen. Es 
zeichnete sich zu diesem Zeitpunkt bereits 
ab, dass die Torfproduktion in Ostfriesland 
aufgrund der Witterungsverhältnisse nicht 
ausreichen würde, gleichzeitig der Bedarf 
aber wegen der anhaltenden Aufnahme von 
Flüchtlingen und Vertriebenen weiter an-
stieg. Man rechnete mit einem Defizit von 
95.000 Tonnen. Die Militärregierung sicherte 
deshalb Ersatzlieferungen in Form von Holz 
oder Kohle zu, die am Ende aber ausblieben. 

Während in der vorangegangenen Saison 
die im Regierungsbezirk liegenden 100.000 
Haushalte noch drei Tonnen Torf erhielten, 
wurde für das Jahr 1946 /47 die Zuteilung auf 
2,5 Tonnen reduziert. Der errechnete Ge-
samtbedarf für den Regierungsbezirk Aurich 
lag wegen der in Ostfriesland angekomme-
nen Flüchtlinge mittlerweile bei 350.000 Ton-
nen. Um dieses Ziel zu erreichen, plante man, 
unter dem Motto, »dass jeder, der eine war-
me Stube haben will, sich selbst versorgen 
muss«, die Werbung für die Mitarbeit in der 
Torfgewinnung zu intensivieren. Extra ein-
gesetzte Moorvögte hatten die Vergabe der 
Torfstiche, den Abbau der Moore, die Aufla-
gen der Wege-, Wasser- und Rechtsverhält-
nisse und den Abtransport zu überwachen. 
Verstöße wurden streng bestraft. Für das Torf-
produktionsprogramm 1946 /47 sollte auch 
die maschinelle Torfgewinnung intensiviert 
werden. Doch die Erträge des Programms 
blieben am Ende u. a. wegen ausbleibender 
Material- und Treibstofflieferungen deutlich 
hinter den Erwartungen zurück. 

Mit dem hier zu sehenden Plakat aus dem 
Jahr 1947 (Abb. 2) wollte der Regierungsprä-

sident die Bevölkerung animieren, sich in 
noch größerem Maße an der Torfproduktion 
zu beteiligen, nicht zuletzt deshalb, weil der 
errechnete Bedarf an Brenntorf für die Saison 
1947 /48 mittlerweile auf 600.000 Tonnen ge-
stiegen war. Überliefert ist das Plakat in einer 
Akte der landwirtschaftlichen Abteilung des 
Regierungspräsidenten Aurich, die haupt-
sächlich Berichte der ostfriesischen Landkrei-
se und der Stadt Emden über den jeweiligen 
Stand der Torfproduktion, der Torfverteilung 
und dabei bestehender Schwierigkeiten 
enthielt. Das Plakat diente hier jedoch nicht 
der Dokumentation der Werbebemühungen 
des Regierungspräsidenten, sondern als 
Schreibpapier.

So idyllisch, wie auf dem Plakat zu sehen, 
war der Torfabbau in Handarbeit nicht, viel-
mehr war es Schwerstarbeit. Erst entfernte 
man Moosnarbe und Weißtorf, um anschlie-
ßend den darunterliegenden Schwarztorf mit 
einem »Stieker« in Soden abzustechen. Da-
mit war die Arbeit aber erst zur Hälfte getan, 
denn die nassen und schweren Torfstücke 
mussten zu einem in der Nähe liegenden Tro-
ckenplatz geschafft und dort gestapelt, weiter 
entwässert und getrocknet werden. Außer-
dem war jeder Torfstichinhaber verpflichtet, 
sich an allgemeinen Entwässerungs- und 
Wegebauarbeiten zu beteiligen. Am Ende galt 
es, den Brenntorf aus den meist weiter von 
den Wohnplätzen entfernt liegenden Moor-
gebieten abzutransportieren. Sowohl für den 
gemeinschaftlich organisierten als auch für 
den maschinell unterstützten Torfabbau ent-
standen wegen der deutlich höheren Produk-
tionsmengen erhebliche Probleme. »Schwer-
lasttransporter« versackten auf den nicht 
dafür ausgelegten Moorwegen, Material für 
Feldbahnen gab es nicht, im Winter waren die 
Wege wegen Eis nicht befahrbar und die Ka-
näle zugefroren. 

In Ostfriesland lag der Löwenanteil der 
Brenntorfgewinnung mit ca. 75 Prozent auf 
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dem Handstich. Dieser wurde entweder 
durch einzelne Familien im Rahmen der 
Selbstversorgung geleistet oder auf gemein-
schaftlicher Grundlage, wie z. B. bei der Inter-
essengemeinschaft Krummhörn, die alle 
darin vertretenen Gemeinden versorgte. Je-
der, der als Selbstversorger einen eigenen 
Torfstich bearbeitete, musste neben der Torf-
lizenz zusätzlich eine Torfheuer entrichten. 
Sie betrug 1947 pro Kubikmeter 40 Reichs-
pfennig für unkultivierte und 80 Reichspfen-
nig für kultivierte Moore. Da nicht jeder Ein-
wohner Ostfrieslands sich selbst mit Torf 
versorgen konnte und ehemalige KZ-Häft-
linge wegen der erlittenen Verfolgung von 
einer Beteiligung an der Torfgewinnung be-
freit waren, musste außerdem »eine Tonne 
handelsüblichen Brenntorf gegen Entgelt zur 
Versorgung von Kranken, Kriegsbeschädig-
ten usw. dem Wirtschaftsamt zur Verteilung« 
abgeliefert werden. Erlaubt war jedem Torf-
stichbesitzer der Abbau von bis zu zwölf Ton-
nen Brenntorf je Haushalt, die sie auch »ge-
gen Stroh, Heu, Futtermittel, Dünger usw. 
nach Erfüllung der Lieferpflicht im betriebs-
notwendigen Umfang« eintauschen durften. 

Während die ländliche Bevölkerung auf-
gefordert war, sich ausschließlich selbst mit 
Brenntorf zu versorgen, galt dies nicht für die 
Städte und die Inseln. Deren Bewohner er-
hielten im Winterhalbjahr monatliche Torf-
lieferungen, soweit der Vorrat reichte. Aller-
dings waren sie genauso verpflichtet, sich in 
der einen oder anderen Form am Torfabbau 
zu beteiligen. In einer Verfügung zur Torfak-
tion 1947 wurde deshalb deutlich betont, dass 
»die städtische Bevölkerung nachhaltig da-
rüber unterrichtet werden [muss], dass nur 
derjenige, der aus berechtigten Gründen 
nachweislich nicht in der Lage war, selbst 
Torf zu graben, versorgt werde«. Die Stadt-
bewohner arbeiteten in der Regel gegen ein 
geringes Entgelt auf größeren städtischen 

bzw. staat lichen Torfstichen oder auch als 
Prämientorfarbeiter in Industriebetrieben, 
die einen Teil ihres Lohns in Form von 
Brenntorf erhielten.

In Ostfriesland wurde Schwarztorf bis weit 
in die 1950er Jahre von vielen Familien für die 
Feuerung im Winter verwendet. Gleichwohl 
zeichnete sich bereits kurz nach der Wäh-
rungsreform ab, dass Torf als Energieträger 
nicht zukunftsfähig war. Das Landeswirt-
schaftsamt in Hannover bemerkte im Juli 
1948, der Torf stehe als Hausbrandmittel an-
gesichts der verbesserten allgemeinen Wirt-
schaftslage künftig wohl in eher aussichtsloser 
Konkurrenz zur Kohle. 

Kirsten Hoffmann 
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Abb. 2: Werbeplakat für die Torfgewinnung 
durch Handstich, 1947 (NLA AU Rep. 17 /5 
Nr. 195).



Abb. 1: Antwortschreiben Rönnebecks an den SPD-Unterbezirksvorsitzenden Rhode in Reckling-
hausen vom 3. Mai 1946, Konzept (NLA HA Nds. 400 Acc. 121 /81 Nr. 795 /3).
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 3 Schulreform im Zeichen von  
Demokratie und Frieden

 Anfänge der Kultuspolitik nach 1945 unter  
Kultusminister Adolf Grimme

Kurz nach ihrer Wahl zur CDU-Generalse-
kretärin brachte Annegret Kramp-Karren-
bauer als Ersatz für die 2011 ausgesetzte 
Wehrpflicht und den Zivildienst ein allge-
meines Dienstjahr für Männer und Frauen 
ins Gespräch, was auf überraschend positive 
Resonanz stieß. Im Rahmen der Diskussion 
über die programmatische Neuausrichtung 
der CDU wurden verschiedene Begriffe ins 
Spiel gebracht, wie Soziales Pflichtjahr, All-
gemeine Dienstpflicht oder Deutschlandjahr. 
Jedoch ist die Debatte nicht ganz neu – sie 
wurde bereits 1946 in der britischen Besat-
zungszone geführt, damals auch in der SPD.

Zielen heutige Überlegungen darauf ab, 
jungen Menschen mehr soziale Kompetenzen 
und Verantwortungsbewusstsein zu vermit-
teln sowie ihnen ehrenamtliches Engagement 
nahezubringen, ging es in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit um grundsätzlichere Pro-
bleme. »Das Deutsche Volk […] muss erst zu 
wahrer Demokratie erzogen werden. Beson-
ders in der jungen Generation ist der Einfluss 
staatsbürgerlicher Verbildung der letzten 
zwölf Jahre auszumerzen.« Diese Ansicht des 
westfälischen Bildungspolitikers Paul Sartor 
stieß in Hannover auf offene Ohren. Als zen-
tral für die Demokratisierung Deutschlands 
galt die Umerziehung der Kinder und Jugend-
lichen. Die aus dem »Dritten Reich« über-
kommenen Schulstrukturen erschienen mit 
ihrer Ausrichtung auf eine Erziehung im Sin-
ne der nationalsozialistischen Ideologie dafür 
denkbar ungeeignet. Dringlichkeit erhielt die 
anstehende Schulreform auch dadurch, dass 

gerade in den letzten Kriegsjahren die Schul-
bildung unter anderem durch Einführung des 
Notabiturs und Verkürzung der Schulpflicht 
gelitten hatte. Das Bestreben, Heranwachsen-
de für den »Volkssturm« zu rekrutieren, hatte 
zu schwerwiegenden Bildungslücken geführt, 
die möglichst ausgeglichen werden mussten, 
wollte man die jungen Menschen ausreichend 
auf eine Berufsausbildung oder ein Hoch-
schulstudium vorbereiten.

Bemühten sich Reformer anfangs darum, 
eine Wiederholung der »Weimarer Schultra-
gödie«, also eine erneute Zersplitterung des 
Schulwesens zu vermeiden, stellte sich 
schnell heraus, dass fast jedes Land eigene 
Vorstellungen von einem idealen Schulsys-
tem hatte. Beispielsweise plädierten die süd-
deutschen Länder für die Beibehaltung der 
Bekenntnisschule, während Reformer für die 
Simultanschule eintraten, an der Schüler al-
ler Konfessionen unterrichtet werden sollten. 
Der Sozialdemokrat Adolf Grimme, zunächst 
Leiter der Hauptabteilung Kultus (Abtei-
lung IV) beim Oberpräsidenten der Provinz 
Hannover, dann hannoverscher Minister für 
Volksbildung, Kunst und Wissenschaft und 
erster niedersächsischer Kultusminister, un-
terstützte in konsequenter Fortsetzung seiner 
Politik als letzter preußischer Kultusminister 
von 1930 bis 1932 die Simultanschule. Aller-
dings sprach sich in einer umstrittenen, auf 
Anordnung der britischen Militärregierung 
durchgeführten Abstimmung die Mehrheit 
der Eltern für die Beibehaltung der Konfessi-
onsschule aus. Hier traten offen die unter-
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schiedlichen Wirtschafts- und Bevölkerungs-
strukturen im sich neu konstituierenden 
Land Niedersachsen zutage. Der daraufhin 
vom Kultusministerium erarbeitete Kompro-
miss beließ zwar die Bekenntnisschulen, er-
möglichte aber parallel dazu die Einrichtung 
von Simultanschulen.

Die bildungspolitische Kooperation wurde 
durch unterschiedliche Zielvorstellungen der 
Besatzungsmächte erschwert. Mit der Schul-
reform in der sowjetischen Besatzungszone 
zerschlugen sich 1946 im Schatten des her-
aufziehenden Kalten Krieges alle Hoffnun-
gen auf ein deutschlandweit einheitliches 
Schulsystem. Grimme und seine Mitarbeiter 
bemühten sich daher, zumindest innerhalb 
der britischen Besatzungszone eine einheit-
liche Lösung zu erreichen.

Aufschlussreich ist ein Vorgang in der 
Handakte von Günther Rönnebeck. Im Mi-
nisterium für den Neuaufbau des Schulwe-
sens zuständig, gehörte Rönnebeck zum 
engsten Kreis um Grimme und stand in re-
gem fachlichem Austausch mit dem nord-
rhein-westfälischen SPD-Unterbezirk Reck-
linghausen. Wie Schriftwechsel, Stempel des 
SPD-Unterbezirksvorsitzenden und zum Teil 
handschriftliche Vermerke zeigen, erhielt 
Rönnebeck von dort zahlreiche Unterlagen 
zu bildungspolitischen Fragen, darunter die 
Abschrift eines Memorandums von Paul Sar-
tor. Die Forderung eines staatsbürgerlichen 
Arbeitsjahres (Abb. 1) zur demokratischen 
Erziehung der Schüler griffen verschiedene 
Bildungsexperten in eigenen Denkschriften 
auf. Ihre Vorschläge zur Gestaltung des Lehr-
plans sahen Kurse in Staatsbürgerkunde vor, 
welche die Teilnehmer mit den Strukturen, 
Organisationen und Abläufen eines demo-
kratischen Staatswesens vertraut machen 
sollten. Die meisten dieser frühen Überle-
gungen zum Curriculum basierten noch auf 
der Weimarer Reichsverfassung – vom Parla-
mentarischen Rat, der den Weg zum Grund-

gesetz ebnete, war damals noch keine Rede. 
Zur Förderung der Völkerverständigung und 
des Friedens sollten im Arbeitsjahr auch in-
ternationale Organisationen wie die gerade 
neu gegründeten Vereinten Nationen oder 
herausragende Persönlichkeiten wie Mahat-
ma Gandhi thematisiert werden.

Während Sartor sich lediglich gegen 
Staatsbürgerkunde in Wochenendkursen aus-
gesprochen hatte, um den jungen Menschen 
ihre Freizeit zu belassen, stießen weiterge-
hende Forderungen, das Arbeitsjahr als »Fe-
rien-Gemeinschaftslager« durchzuführen, in 
der Abteilung IV des Oberpräsidiums auf 
heftigen Widerstand. Im Konzept seines Ant-
wortschreibens an den SPD-Vorsitzenden in 
Recklinghausen vom 3. Mai 1946, laut Expe-
ditionsvermerk am selben Tag abgeschickt, 
äußert sich Rönnebeck unmissverständlich: 
Den Plan, das staatsbürgerliche Arbeitsjahr 
als Arbeitsgemeinschaftslager durchzufüh-
ren […] halte ich für sehr bedenklich. Es wird 
eine geraume Zeit dauern, bis in Deutschland 
die Lager-Psychose überwunden ist mit all 
ihren krankhaften Formen, die in der Hitler-
zeit ihre widerwärtigsten Ausprägungen ge-
funden haben (Abb. 1). Die skeptische Ein-
schätzung bezüglich der Aussichten auf eine 
Realisierung des staatspolitischen Arbeits-
jahres wurde in einem Vermerk geradezu er-
leichtert kommentiert: Daß sich die Lager 
nicht verwirklichen lassen, ist ein Segen 
(Abb. 3). In einer Stellungnahme vom 4. Mai 
1946 stufte ein Mitarbeiter Rönnebecks den 
vorgeschlagenen Lehrplan als Neuauflage des 
bis 1933 gültigen Lehrplanes und damit de 
facto als veraltet ein. Indirekt sprach er sich 
ebenfalls gegen Gemeinschaftslager aus, in-
dem er die Integration der Staatsbürgerkunde 
in den gesamten Unterricht befürwortete.

In die gleiche Richtung geht die Ankündi-
gung Rönnebecks, die Forderungen Sartors in 
den hannoverschen Schulreformplan mit auf-
zunehmen. Die Überlegungen gingen dahin, 
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das neunte Schuljahr, als Philosophikum 
(Abb. 2) bezeichnet, um den staatsbürger-
kundlichen Unterricht zu erweitern. Im sel-
ben Absatz erwähnt er weitere Planungen, wie 
die Einführung der zweiten Fremdsprache be-
reits im siebten statt im achten Schuljahr. In 
anderen Schreiben ging Rönnebeck auf die 
vorgesehenen musischen, geistes- und natur-
wissenschaftlichen Formen des Gymnasiums 
ein und plädierte für eine sechsjährige Grund-
schule, um das Bildungssystem dem interna-
tionalen Standard anzupassen. Das Schreiben 
vom 3. Mai 1946 weist Rönnebeck ferner als 
fachlich versierten Bildungspolitiker aus, be-
reit, über den Tellerrand ideologischer Gegen-

sätze hinauszublicken. So wies er darauf hin, 
dass die Schulreform in der russischen Zone 
(Abb. 2) einige positive Ansätze enthalte, ver-
urteilte aber deren Durchsetzung ohne 
»Rücksicht auf gegnerische Stimmen«. Auch 
Grimme kritisierte in einem Vortrag über 
einen schulpolitischen Kongress in Berlin die 
überstürzte und undemokratische Durchfüh-
rung der Schulreform. Von den in der Akte 
angedeuteten Reformen wurde neben der er-
wähnten Einführung der zweiten Fremdspra-
che nur der Englischunterricht in der Volks-
schule zum Teil gegen erhebliche Widerstände 
umgesetzt. Die Einführung der sechsjährigen 
Grundschule sowie der Lern- und Schulmit-

Abb. 2: Antwortschreiben Rönnebecks an den SPD-Unterbezirksvorsitzenden Rhode in 
Recklinghausen vom 3. Mai 1946, Konzept (NLA HA Nds. 400 Acc. 121 /81 Nr. 795 /3).



Abb. 3: Memorandum Emil Sanders zum staatspolitischen Arbeitsjahr [ca. April 1946] (NLA HA 
Nds. 400 Acc. 121/81 Nr. 795/3).
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telfreiheit dagegen scheiterten, letzten Endes 
wohl auch ein Grund für den Wechsel Grim-
mes zum Nordwestdeutschen Rundfunk 1948.

Insgesamt wirft Rönnebecks Schreiben 
vom 3. Mai 1946 ein Licht auf den schwieri-
gen, mit vielen Problemen behafteten Neu-
aufbau des hannoverschen beziehungsweise 
niedersächsischen Schulwesens. Durch die 
Einordnung in den Gesamtkontext eröffnen 
sich bemerkenswerte Querverbindungen. So 
enthält die Akte weitere Dokumente, welche 
die Reintegration ehemals aus politischen 
Gründen aus dem Staatsdienst entfernter 
Lehrer und die Beschäftigung qualifizierter 
Flüchtlinge oder Vertriebener thematisieren. 
Andere Schriftstücke gehen auf die unzurei-
chende Ausbildung von Volksschullehrern in 
den letzten Kriegsjahren und den Lehrerman-
gel ein. Schwierigkeiten bei der Entnazifizie-
rung des Lehrkörpers klingen ebenfalls an; 
einerseits strebten entnazifizierte Lehrkräfte 
eine »Wiederbeschäftigung« an, andererseits 
galten Lehrer mit einer NS-Belastung als un-
geeignet für den Schuldienst. Die Unterlagen 
spiegeln auch die Bemühungen des Kultusmi-

nisteriums um eine Reform der Lehrerausbil-
dung wider, die später zur Einrichtung der 
Pädagogischen Hochschulen führte. Das dis-
kutierte Begabtenabitur kam zwar nicht zu-
stande, doch konnte Grimme mitwirken bei 
der Neugründung der Studienstiftung des 
deutschen Volkes. Vieles ließ sich angesichts 
leerer Kassen nicht in die Tat umsetzen, aber 
die bildungspolitische Diskussion aus den An-
fängen flammte über die Jahre immer wieder 
auf. So mutet das Statement eines der dama-
ligen Bildungsexperten recht weitsichtig an: 
Das staatspolitische Arbeitsjahr lässt sich zur 
Zeit wahrscheinlich nicht verwirklichen, es 
ist aber eine Forderung auf lange Sicht, die 
nie aus den Augen zu lassen ist (Abb. 3).

Franz Hauner
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Vom Oldenburgischen Innenministerium am 16. Mai 1946 an Kreise, Städte und Gemeinden des 
Landes Oldenburg sowie an die Landesbauernschaft Weser-Ems übersandte Abschrift der »Erzie-
hungskontrollanweisung No. 60« (NLA OL Erw 161 Akz. 2016 /045 Nr. 28).
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Als »Frauenlobby vom Land« hat man die 
Landfrauenvereine treffend bezeichnet, denn 
sie übernehmen heute – allein in Niedersach-
sen mit knapp 100.000 Mitgliedern – die Inte-
ressenvertretung sowohl für die in der Land-
schaft arbeitenden als auch die im landwirt-  
schaftlichen Raum lebenden Frauen anderer 
Berufsgruppen. Diese grundsätzliche Offen-
heit für alle »Frauen auf dem Land« wird auch 
an der neueren Schreibweise »LandFrauen« in 
den Vereins- und Verbandsnamen erkennbar. 
Koordiniert wird die Landfrauenarbeit in Nie-
dersachsen durch Ortsvereine und Kreisver-
bände. Darüber hinaus bestehen – ähnlich wie 
bei den heutigen Landfrauen-Verbänden in 
den Ländern Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz und Baden-Württemberg, in denen 
historische Landesteile ihre eigenen Vertre-
tungen haben – auch in Niedersachsen zwei 
unabhängige Landesverbände innerhalb eines 
Bundeslandes: der Niedersächsische Land-
Frauenverband (LFV) Hannover, zuständig 
für das östliche Niedersachsen im Zuständig-
keitsbereich der ehemaligen Landwirtschafts-
kammer Hannover, und der Niedersächsische 
LFV Weser-Ems, zuständig für den westlichen 
Landesteil (ehemals Bereich der Landwirt-
schaftskammer Weser-Ems). Beide Verbände 
wurden offiziell 1948 gegründet, um für die 
seit 1946 (wieder-)entstehenden Ortsvereine 
und Kreisverbände einen schlagkräftigen in-
stitutionellen Rahmen zu bilden. Beide sind 
ihrerseits Mitglieder im 1947 gegründeten 
»Deutschen LandFrauen-Verband«. Auf allen 
diesen Ebenen findet seit nunmehr 75 Jahren 

im ländlichen Raum ein lebendiges Vereins- 
und Fortbildungswesen statt, das von vielen 
Ehrenamtlichen und einigen hauptamtlichen 
Mitarbeiterinnen getragen wird. 

Natürlich sind Frauen seit Jahrhunderten 
gewohnt, auf großen und kleinen Höfen Ver-
antwortung zu übernehmen. Aber erst gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts begannen sich die 
Bäuerinnen angesichts der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Veränderungen, d. h. 
vor allem immer rasanteren »Modernisierun-
gen«, ihrer Bedeutung und ihrer Aufgaben 
bewusster zu werden und sich zu organisieren. 
Die Gutsfrau Elisabeth Boehm (1859-1943) 
gilt mit ihrem 1898 gegründeten Landwirt-
schaftlichen Hausfrauenverein im ostpreußi-
schen Rastenburg als die eigentliche Initiato-
rin. Nach und nach bildeten sich bis 1934 
örtliche Landwirtschaftliche Hausfrauenverei-
ne und überörtliche Verbände. Die Landfrauen 
vertraten fortan ihre berufsständischen Inter-
essen selber, anfangs oft auch gegen Wider-
stände in den von Männern dominierten Insti-
tutionen. 

Die heutigen Landfrauenvereine gehen auf 
die sich auf die Boehm’schen Leitgedanken 
berufenden Hausfrauenvereine zurück. Diese 
Vereine wurden allerdings von den National-
sozialisten 1934 – wie die Kammern als 
Selbstverwaltungsorgane – aufgelöst und ihre 
Mitglieder in den Reichsnährstand überführt. 
Auf die bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts 
zurückreichende Tradition der heutigen Land-
frauenvereine verweist noch ihr aktuelles Er-
kennungszeichen: eine »Biene«, die auf Ab-

 4 Alte Wurzeln und Neustart in der  
Demokratie

 Wiederaufbau der Landfrauenarbeit in Niedersachsen 
ab 1946
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zeichen, in Veröffentlichungen, bei Ehrungen 
usw. Verwendung findet und im aktuellen 
Leitbild für »staatsbürgerliches Verantwor-
tungsbewusstsein, Gemeinschaftssinn und 
soziales Engagement der Mitglieder« steht.

Im modern-demokratischen Sinn begann 
die Landfrauenarbeit in Niedersachsen mit 
ersten Zusammenkünften 1946, etwa mit der 
Gründung des ersten Landfrauenvereins in 
Meinersen im Kreis Gifhorn am 27. Februar 
1946 oder des Vereins in Mandelsloh, heute 
Stadtteil von Neustadt am Rübenberge, am 
26. Oktober 1946, als im Gegensatz zur NS-
Zeit wieder freiwillige Zusammenschlüsse 
möglich waren. Am 16. November 1946 trafen 
sich in der Landwirtschaftskammer in Olden-
burg erstmals alle Vorsitzenden der bis dahin 
gegründeten Landfrauenvereine im Bezirk 
Weser-Ems. Diese gründeten auch schon – als 
Vorreiter des 1948 folgenden Landfrauenver-
bandes – einen »Landesausschuss der Land-
frauenvereine«, der die Vereine bei der Lan-
desbauernschaft vertreten sollte. Im Bericht 
über die Zusammenkunft hieß es Anfang 1947 
im »Landwirtschaftsblatt«: »Es geht nicht nur 
um fachliche Weiterbildung, sondern darum, 
unsere Aufgabe als Frau zu erkennen und ge-
meinsam zu vertreten, Pflichten, die den Men-
schen und die unzerstörbaren Werte in uns 
betreffen.« Allmählich konnten auch wieder 
Vorträge angekündigt werden, wie z. B. der des 
Kreisdirektors Dr. Steinhoff am 11. Februar 
1948 in Jever über die »wirtschaftlichen und 
kulturellen Aufgaben der Landfrau am Wie-
deraufbau«. »Lehrfahrten« führten schon da-
mals in die nähere und weitere Umgebung.

Unterstützung fanden die Ortsvereine 
auch bei der Britischen Militärregierung, da 
sie die Gründung angeordnet hatte. Am 
20. November 1946 besprach die »englische 
Vertreterin für Erwachsenenbildung für das 
Gebiet Niedersachsen« in Oldenburg mit 
Landfrauen Vorträge von Rosaline Joan You-
ard, der Frau des Obersten Geoffrey Bernard 

Youard, »welche in England in Landfrauen-
vereinen bereits lange Jahre tätig war«. Es 
ging aber nicht nur um Fragen der Landfrau-
enarbeit oder Tagesfragen wie die Lösung der 
Ernährungskrise, sondern die Militärregie-
rung erreichte so für die Inhalte ihrer politi-
schen Bildungsarbeit und demokratischen 
Umerziehung die Menschen auch in den länd-
lichen Räumen außerhalb der Städte. Zur In-
formation für deutsche Beamte war sogar eine 
Erziehungskontrollanweisung No. 60 für 
Freiwillige Frauenorganisationen – Erwach-
senen-Erziehung erlassen worden, um die 
»gesunde Entwicklung ihrer Arbeit zu för-
dern.« Aus Sicht der Militärregierung sollten 
die deutschen Frauen ermutigt werden, ein 
aktives Interesse an dem Leben ihres Gemein-
wesens und an ihrer bürgerlichen Verantwor-
tung zu nehmen und […] eine angemessene 
Erziehung für diesen Zweck erhalten (Abb.).

Zum 1. April 1948 konnten der »Education 
Branch« (Erziehungsabteilung) beim Haupt-
quartier der Militärregierung in Hannover 
(Frau V. H. Williams) bereits 21 im ganzen We-
ser-Ems-Bereich gegründete Ortsvereine so-
wie die Namen der jeweiligen Vorsitzenden 
mitgeteilt werden. Das Schriftstück liegt im 
Bestand des LFV Weser-Ems in der Abteilung 
Oldenburg des Niedersächsischen Landesar-
chivs entsprechend den Zeitumständen in zwei 
Fassungen vor: im deutschen Original und in 
englischer Übersetzung. Es endet mit einem 
Wunsch: »Die Landfrauen würden sich freuen, 
mit den Landfrauenorganisationen Englands 
in Verbindung zu treten. Nachdem die Unter-
zeichnete (Ilse Schwinge, Referentin für Frau-
enfragen bei der Landesbauernschaft) die 
W(omen’s) I(nstitutes) in England kennenge-
lernt hat, erscheint die Verbindung sehr not-
wendig und nützlich für alle.« Am 28. Februar 
1948 hatte Frau Williams berichtet, dass »mit 
einem Adoptionsplan begonnen [wurde], dem-
zufolge Frauenorganisationen in England 
gleichartige Organisationen in Deutschland 
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adoptieren«. Zunächst sollte es u. a. um die 
Zusendung von Zeitschriften gehen, jedoch er-
hoffte man sich offenbar direkte Briefwechsel 
(»pen friendship«). Allerdings dürfte der hehre 
Wunsch der Anfangszeit recht bald an den da-
mit verbundenen sprachlichen und sonstigen 
Alltagsherausforderungen gescheitert sein. 

Liest man das »Landwirtschaftsblatt We-
ser-Ems« der ersten Jahre, hier vor allem die 
Rubrik, dann die Beilage »Die Landfrau«, so 
gewinnt man den Eindruck, dass sich die – 
anfangs eher traditionellen – Themen in ers-
ter Linie um Haushaltsführung, Tierzucht 
(vor allem Hühner), Gemüsegarten und Kin-
der drehten und bei der großen Mehrheit 
noch Überzeugungsarbeit geleistet werden 
musste, jenseits der zeitraubenden täglichen 
Praxis nicht das wichtige theoretische Wissen 
um betriebswirtschaftliche und technische 
Erfordernisse und Veränderungen zu ver-
nachlässigen. So hieß es z. B. im Oktober 1948 
im Landwirtschaftsblatt bezeichnenderweise 
zu den Anforderungen an die Landfrau: »Wir 
müssen heute aus dem landwirtschaftlichen 
Betrieb so viel herausholen, damit 25 Prozent 
Menschen mehr als bisher ernährt werden. 
Da 50-60 Prozent der landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte von den Frauen gestellt werden 
und wir alle wissen, daß die Frau in der Land-
wirtschaft eine hochwertige Kraft darstellt, 
ist die Frau besonders dann, wenn es sich um 
die Produktion und Ernährung handelt, maß-
geblich daran beteiligt. Sehr oft wird die Ar-
beit der Frau, die sich aus unendlich vielen 
Kleinigkeiten zusammensetzt, unterschätzt. 
Wir sollten aber endlich lernen, daß die länd-
liche Hauswirtschaft deshalb nicht geringer 
gewertet werden darf. Wenn wir heute von 
der Umstellung im bäuerlichen Betrieb spre-
chen, von der Technisierung, von der Intensi-
vierung, dann gilt das für die Landfrau eben-
so wie es für den Mann gilt.«

Der gerade für Niedersachsen auch heute 
noch so wichtige Wirtschaftsfaktor Landwirt-

schaft hat bekanntermaßen in den letzten 75 
Jahren zahlreiche Entwicklungen erlebt und 
Veränderungen durchgemacht, die auch von 
den betroffenen Landfrauen engagiert beglei-
tet und mitgestaltet werden mussten. Vor 
und insbesondere ab 1945 veränderte sich die 
Rolle der Landwirtschaft entscheidend: Einer-
seits litt sie u. a. unter sich verstärkendem 
Mangel an landwirtschaftlichen Arbeitskräf-
ten (»Landflucht«) und wachsender Konkur-
renz aus dem Ausland; andererseits sah sie 
sich mit einer stetig wachsenden Bedeutung 
der Industrie auch im »Agrarland Nr. 1« in 
Deutschland konfrontiert. Zur gleichen Zeit 
erlebte sie einen »massiven Modernisie-
rungsschub, der sie zu einem leistungsfähi-
gen Sektor ausbaute« (Schneider 2010). 
1950 wohnten z. B. noch drei Viertel der Be-
völkerung in Niedersachsen in ländlichen 
Gemeinden, aber nur noch 16 Prozent der 
Beschäftigten waren im land- und forstwirt-
schaftlichen Bereich tätig. Hingegen arbeite-
ten schon 68 Prozent der Beschäftigten in der 
Industrie. Um die landwirtschaftlichen Be-
triebe für die Herausforderungen der kom-
menden Jahrzehnte zu wappnen, ist heute 
weiterhin (Stichworte: europäischer Agrar-
markt, zunehmende Globalisierung, Digita-
lisierung der Arbeitsprozesse usw.) eine geeig-
nete Fortbildung der Landwirtinnen dringend 
erforderlich. Hierfür leisten die Landfrauen-
vereine und ihre Dachverbände weiter unver-
zichtbare Dienste.
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Abb. 1: Liste eines Transportes vom 23. Juni 1946, Bestimmungsorte Peine bzw. Immendorf (NLA 
WO 128 Neu Fb. 3 Nr. 287 Blatt 127).
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 5 Von Schlesien nach Niedersachsen

 Die Transportlisten der Flüchtlingslager Mariental 
und Alversdorf

»Was bedeutet ›Deutschland‹ heute?« Diese 
grundsätzliche Frage galt es zu Beginn der 
Potsdamer Konferenz am 18. Juli 1945 durch 
die alliierten Siegermächte USA, Sowjet-
union und Großbritannien zu beantworten. 
Vorausgegangen war die totale Niederlage 
des Deutschen Reiches, das seit 1939 einen 
Angriffs- und Vernichtungskrieg, vor allem 
im Osten Europas, geführt hatte. Nach lan-
gem Ringen legte man als Diskussionsgrund-
lage für die Neuordnung Deutschlands die 
Grenzen des Jahres 1937 zugrunde. Die Ab-
schlusserklärung legte in Artikel XIII fest, 
dass die in Polen, der Tschechoslowakei und 
in Ungarn zurückgebliebene deutsche Bevöl-
kerung in ordnungsgemäßer und humaner 
Weise nach Deutschland zu überführen sei. 

Nach diesem Wortlaut wäre das unter 
polnische Verwaltung gestellte Schlesien, das 
in den Grenzen des Jahres 1937 nicht zu 
Polen gehörte, davon nicht betroffen gewe-
sen. Bereits seit Frühjahr 1945 hatte es je-
doch unorganisierte Vertreibungen im 
Grenzgebiet an der Neiße gegeben. In der 
zweiten Jahreshälfte hatten von der polni-
schen Zivilregierung organisierte »freiwilli-
ge« Umsiedlungen von mehr als 100.000 
Menschen aus Niederschlesien in die sowje-
tische Besatzungszone (SBZ) stattgefunden. 
Im Dezember 1945 wurde dort die Übernah-
me aufgrund der Wohnungs- und Versor-
gungsnot verweigert. Churchill hatte bereits 
am 16. August 1945 im englischen Unter-
haus eine »Tragödie ungeheuren Ausmaßes 
hinter dem eisernen Vorhang« eingeräumt, 

»der in diesem Augenblick Europa in zwei 
Teile schneidet«.

Mit dem Beschluss des Alliierten Kon-
trollrates vom 20. November 1945 zur Um-
siedlung der deutschen Bevölkerung in die 
Besatzungszonen wurde dann faktisch die 
Oder-Neiße-Grenze als Westgrenze Polens 
anerkannt. Für die britische Besatzungszone, 
die Schleswig-Holstein, Hamburg, Nieder-
sachsen und Nordrhein-Westfalen umfasste, 
wurde die Übernahme von 1,5 Millionen 
Deutschen aus den Ostgebieten festgelegt. 

Großbritannien und Polen einigten sich 
am 14. Februar 1946 auf Rahmenbedingun-
gen für die organisierte Zwangsumsiedlung, 
»Operation Swallow« bzw. »Aktion Schwal-
be« genannt. Sie sah die geordnete und hu-
mane Überführung von täglich insgesamt 
8.000 Personen vor, mit Schiffen von Stettin 
nach Lübeck (1.000 Personen), in polnischen 
und sowjetischen Zügen von Stettin nach 
Bad Segeberg (1.500 Personen), von Kohlfurt 
nach Mariental bzw. Alversdorf bei Helm-
stedt (3.000 Personen) und von Kohlfurt 
nach Friedland (2.500 Personen). 

Am Sammelpunkt Kohlfurt, etwa 20 Kilo-
meter nordöstlich von Görlitz, endete die 
polnische Verantwortung für die Transporte 
von Vertriebenen aus Schlesien; dort wurden 
die Güterwaggons mit jeweils ca. 30 Vertrie-
benen von britischen Soldaten offiziell in 
Empfang genommen. Aber auch dort und 
auch noch auf der Weiterfahrt registrierten 
die Briten Übergriffe auf die Vertriebenen. 
Diese waren bereits namentlich erfasst wor-


